AK-Wahlthemen:
Sozialversicherungen inkl. AUVA:
Die AUGE/UG bekennt sich zur Selbstverwaltung der Sozialversicherungsträger und lehnt alle Versuche der Bundesregierung, diese zu beschneiden – insbesondere durch eine Machtverschiebung hin zu den ArbeitgeberInnen - bzw. abzuschaffen ab. Die Zusammenlegung von Sozialversicherungsträgern kann durchaus Sinn machen in der vorliegenden schwarz-blauen Form -  findet diese allerdings ausgerechnet unter Ausschluss der Sonder-SV-Träger statt und stellt nichts anderes als eine Umfärbung dar. Viel wichtiger als die Zusammenlegung ist für die AUGE/UG zuallererst die Harmonisierung der SV-Leistungen – gleiche Leistungen bei gleichen Beiträgen – ohne Nivellierung nach unten.
Dass es in den Sozialversicherungen auch Änderungsbedarf gibt, ist allerdings für die AUGE/UG unbestritten. Wir wollen eine Demokratisierung der SV und tatsächliche Selbstverwaltung – durch die Versicherten. Das heißt: Arbeitgeber raus aus Vorständen und Generalversammlungen, diese sollen nur noch in den Kontrollgremien vertreten sein. Die Versicherten – inklusive PensionistInnen – sollen ihre VersichertenvertreterInnen in Sozialwahlen direkt wählen. Weiters gilt es, die trägerübergreifende Kooperation zu verstärken, eine fairen Solidar- und Finanzausgleich zu schaffen und gehobene Effizienzpotentiale zum Ausbau von SV-Leistungen zu verwenden, statt für Lohnnebenkostensenkungen.
Wir wollen durch eine Verbreiterung der Finanzierungsgrundlage auf alle Einkommens- bzw. Wertschöpfungskomponenten die Finanzierung unserer Sozialsysteme auch für die Zukunft nachhaltige absichern.
- JA zu Selbstverwaltung – die Versicherten sollen über die Verwendung der Beiträge selbst entscheiden

- Direktwahlen der VersichertenvertreterInnen durch Versicherte selbst – Arbeitgeber nur noch in Kontrollgremien, nicht in Gremien der Selbstverwaltung

- Mehr Transparenz und Information der Versicherten

- gleiche Leistungen bei gleichen Beiträgen – keine Nivellierung nach unten

- Abschaffung der „Selbstbehalte“ bei Selbständigen und BeamtInnen

- Stärkung der trägerübergreifenden Kooperation und eines fairen Solidar- und Finanzausgleichs unter den Trägern
- Einsparungen „im System“ für Ausbau der Versicherungsleistungen verwenden, statt für Senkung der Arbeitgeberbeiträge
- Keine Abschaffung der AUVA und keine weitere Absenkung der Beiträge, aber

· Verbesserung der trägerübergreifenden Kooperation

· bessere Anerkennungspraxis etwa bei stark steigenden Erkrankungen wie etwa burn-out oder psychischen Erkrankungen.

- Finanzierung sozialer Sicherungssysteme nachhaltig absichern
· Durch Verbreiterung der der Finanzierungsgrundlage für Sozialversicherungsbeiträge auf alle Einkommensarten (Miete/Verpachtung, Zins-/Dividendeneinkommen, Lizenzen/Patente …) bzw. Wertschöpfungskomponenten

· Durch die (Wieder-)Einführung von Vermögens-, Erbschafts- und Schenkungssteuer bei gleichzeitiger Entlastung von Arbeit und ArbeitnehmerInnen

· Durch Bekämpfung von Steuerbetrug und -flucht sowie Schließen von Steuerschlupflöchern für Großkonzerne

Wohnen:
Leistbares Wohnen ist eine
- Zweckwidmung der Wohnbauförderung und der Rückflüsse aus Wohnbauförderungsdarlehen wieder für die Schaffung neuen Wohnraums (auch Alten- und Pflegeplätze) und zur Sanierung des Althausbestandes (z.B. thermische Sanierung wo sinnvoll, Fenstertausch, Dachbodenisolierung, Umstieg Heizsystem …) 

- Ökologisierung der Wohnbauförderung: der geförderte Baustandard muss Niedrigstenergie- bzw. Passivhausstandard entsprechen, keine Förderung fossiler Wärme- bzw. Heizsysteme

- Mehr Geld für sozialen Wohnbau: z.B. aus einer reformierten, verteilungsgerechter gestalteten Grundsteuer, aus einer einzuführenden Flächenverbrauchs- und Verkehrserregerabgaben, oder durch  Herausnahme von „Wohnbauanleihen“ aus öffentlichen Schuldenstand. Vorrang für sozialen Wohnbau und geförderte Mietwohnungen 

- Klare Mietzinsobergrenzen bei privaten Mieten: Anstelle der derzeitigen „Richtwerte“ soll ein „Grundbetrag“ Basis der Hauptmietzins-Berechnung werden. Dieser gilt für eine unbefristete Mietwohnung im guten Zustand, mit guter Ausstattung, in guter Lage und guter Isolierung. Werden diese Kriterien nicht erfüllt, gibt es genau definierte Abschläge. Aufschläge nur in Ausnahmefällen (z.B. Balkon, Terrasse oder Garten, nach oben klar begrenzt). 

- Betriebskosten: keine Überwälzung von Grundsteuer sowie von Verwaltungs- und Versicherungskosten, die nicht unmittelbar von MieterInnen verursacht werden an die MieterInnen. 

- Meldepflicht für leerstehende Wohnungen und maximal zulässige zeitliche Obergrenzen für Leerstand: damit könnte bspw. Spekulation mit Wohnraum eingedämmt werden. In Hamburg ist etwa ein maximal zulässiger Leerstand von nur drei Monaten zulässig. Sollten die Eigentümer auch dann nicht vermieten drohen renitenten VemieterInnen künfitg nicht nur hohe Geldstrafen sondern auch die Enteignung: der Kommune soll das Recht eingeräumt werden, das Wohnobjekt „zwangsvermieten“ zu können. 

- Eindämmung von Befristungen: diese müssen Ausnahme statt Regel werden und an sachlich gerechtfertigte Gründe (z.B. Eigenbedarf) gebunden sein 

-  Abschaffung der Maklerprovision für MieterInnen: Maklerprovisionen sollen ausschließlich von VermieterInnen getragen werden, da MaklerInnen ja auch zum Vorteil von VermieterInnen arbeiten 

- „Baurecht statt Verkauf“ in Ballungsräumen: Statt städtische Grundstücke zu verkaufen, sollen diese im Regelfall Eigentum der Kommune bleiben, aber mittels Bauverträgen und eines zeitlich befristeten Gebrauchsrechts (zwischen 10 und 99 Jahren) für sozialen und gemeinnützigen Wohnbau längerfristig zur Verfügung gestellt werden.

- 50 % der umgewidmeten Baufläche für sozialen Wohnbau: Wie im Südtiroler Modell sollen bei Umwidmung in Bauland die Hälfte der Baufläche für sozialen Wohnbau aufgewendet werden

Flüchtlinge
